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IH. BEITRÄGE ZUM THEMENSCHWERPUNKT:

350 Jahre Westfälischer Frieden -
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auf dem Prüfstand
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Ronald G. Asch, Osnabrück

I(riegsrecht und Kriegswirklichkeit
in der Epoche des Dreißigjährigen I(rieges

I. Vorbemerkung - Im Jahre 1630 richteten Herzog und Räte des Herzogtums
Pommern, das seit 1627 von kaiserlich-katholischen Truppen besetzt war, eine
Denkschrift an den Kaiser, in der beredte Klage über die Verwüstung des Lan­
des erhoben wurde. Massenweise würden im Lande die Frauen vergewaltigt, all­
gemein herrsche Hunger und Not, es würden auch »täglich derer viel ungekoch­
tes Kraut im Munde habend also todt gefunden, ja es hat für zwey Monaten ein
Weib ihr Kind schlachten, selbiges kochen und sich also des Hungers erwehren
wollen«, und viele Menschen hätten, durch die Not bedrängt, Selbstmord
begangen. 1 Die Kirchen, denen man eigentlich Schutz zugesagt habe, seien von
den Soldaten aufgebrochen und ausgeraubt worden. »Und ist in summa mit der
Geistlichkeit und Kirchen also Hauß gehalten, das es der Teuffel aus der Hölle
beinahe nicht ärger machen können. «2

Sicherlich ist eine solche Beschwerde auch als Versuch zu sehen, die Last der
Kontributionen, die Pommern zu tragen hatte, durch eine möglichst drastische
Schilderung der Not der Menschen zu verringern. Dabei wird man auch vor
rhetorischen Übertreibungen nicht zurückgeschreckt haben. So ist der Hinweis
auf den angeblichen Fall von Kannibalismus sicherlich im wesentlichen als
Topos zu verstehen, dessen Verwendung deutlich machen sollte, wie groß die
Not war. Indes, kein Zweifel kann daran bestehen, daß eine längerfristige Ein­
quartierung von Truppen für die Bevölkerung der betroffenen Region im Drei­
ßigjährigen Krieg in aller Regel katastrophale Konsequenzen hatte. Die Bevöl­
kerungsverluste der Jahre 1618 bis 1648 sprechen für sich: Lagen sie im gan­
zen Heiligen Römischen Reich bei etwa 30 % der Vorkriegsbevölkerung, so
waren Gebiete wie Pommern, die immer wieder von unterschiedlichen Truppen
besetzt worden waren, sehr viel stärker betroffen. Hier kann man von Verlu­
sten zwischen 40 % (Vorpommern) und bis zu 80 % (in weiten Teilen Hinter­
pommerns) ausgehen. 3

Allerdings waren diese Bevölkerungsverluste nur zum kleineren Teil unmit­
telbar auf Gewalttaten der Soldaten zurückzuführen, sondern weit eher auf
Unterernährung und Seuchen. Beide Phänomene waren indessen auch Folgen
des Krieges, denn fremde und eigene Truppen requirierten nicht nur rücksichts­
los jene Lebensmittel, die eigentlich die Zivilbevölkerung zum Überleben
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brauchte. Sie schleppten auch Krankheiten ein, die sich unter der schlecht oder
gar nicht mehr ausreichend ernährten Bevölkerung mit außerordentlicher
Geschwindigkeit ausbreiteten. Überdies beeinträchtigten sie die Arbeit der Bau­
ern, so daß es zu Ernteausfällen kam. Grundsätzlich aber galt, daß kein Zivi­
list vor direkten Übergriffen der Soldaten sicher war, auch wenn sich diese in
der Regel zunächst eher gegen sein Eigentum als gegen sein Leben richteten. Die
beständige Bedrohung der Bevölkerung durch das Militär ist vor allem auf zwei
Umstände zurückzuführen: zum einen die unzureichende Finanzierung fast aller
Heere der Epoche und zum andern ein Kriegsrecht, das den Zivilisten recht
wenig Schutz gewährte, wobei die Praxis des Kriegsrechts wiederum durch das
vorherrschende System der Heeresfinanzierung, das eine starke Belastung der
Bevölkerung nahezu unvermeidlich machte, mitbedingt war.

II. Das Kriegsrecht - Das Kriegsverständnis und das Kriegsrecht des 16. und
noch des frühen 17. Jahrhunderts konnten ihre Herkunft aus dem mittelalter­
lichen Fehderecht nicht verbergen, wie der österreichisch-amerikanische Histo­
riker Fritz Redlich schon 1956 feststellte. 4 Vom Krieg späterer Epochen, vor
allem von den Kabinettskriegen des 18. Jahrhunderts, aber auch den vergleichs­
weise begrenzten Nationalkriegen des 19. Jahrhunderts unterschied sich die
Fehde einerseits wesentlich dadurch, daß sie primär als ein Kampf um das
Recht gesehen wurde, und andererseits durch den Umstand, daß es von Anfang
an ihr eigentlicher Zweck war, dem Gegner einen möglichst großen Schaden
zuzufügen, indem man sein Land und seine Herrschaften verheerte und die
Untertanen ausplünderte. Überdies nahmen das Fehderecht auch Inhaber von
Herrschaftsrechten - in der Regel Adlige - für sich in Anspruch, die prinzipiell
die Oberhoheit und Herrschaft eines anderen Herren durchaus anerkannten.
Während das Recht, Krieg zu führen, im Laufe des 17. Jahrhunderts immer
mehr auf der Voraussetzung beruhte, daß derjenige, der es beanspruchte, sou­
verän und unabhängig war, auch wenn das Heilige Römische Reich Deutscher
Nation hier eine partielle Ausnahme darstellte, war dies bei der Fehde keines­
wegs der Fall gewesen.

Unabhängig davon war die Fehde aber, wie schon betont, wesentlich ein
Kampf um das Recht; im Grunde genommen die Fortsetzung eines gerichtli­
chen Rechtsstreites mit anderen Mitteln oder unter Umständen auch nur das
Vorspiel für einen solchen Rechtsstreit oder ein entsprechendes Schiedsverfah­
ren. Es lag im Wesen eines solchen Rechtsstreites, daß nur eine Seite objektiv
Recht haben konnte, die andere Seite kämpfte für eine schlechte und ungerechte
Sache, was den Gedanken nahelegte, sie müsse nach einer eventuellen Nieder­
lage entsprechend bestraft werden.

So stellte noch der bedeutende spanische Theologe Francisco de Vitoria
(1485-1546), ein Dominikaner und einer der Begründer des neuzeitlichen Völ­
kerrechtes, der hier als Beispiel für das kriegsrechtliche Denken des frühen 16.
Jahrhunderts dienen soll, 1539 in seiner Relectio de iure belli (>Vorlesung über
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das Kriegsrecht<) fest, in einem gerechten Krieg habe man das Recht, sich am
Gegner zu rächen, denn der in einer guten Sache kriegführende Fürst sei selber
auch Richter in dem durch Krieg ausgetragenen Rechtsstreit. Es war daher nur
konsequent, wenn er folgerte, daß man nach einem Sieg alle Gegner, die Kom­
battanten seien, also selbst Waffen getragen hatten oder eventuell auch nur waf­
fenfähig waren, töten könne, oder doch so viele von ihnen, wie angemessen sei,
um das erlittene Unrecht zu rächen und sich vor zukünftigen Gefahren zu schüt­
zen.5

Nun langsam entfernte sich das Völkerrecht im 16. Jahrhundert vom Gedan­
ken, der Krieg diene auch oder gar in erster Linie der Vergeltung erlittenen
Unrechts und der Bestrafung eines Rechtsbruchs, bis es sich schließlich - das
Werk von Hugo Grotius stellt hier in den 1620er Jahren einen gewissen
Abschluß dar, obwohl auch hier noch ältere Traditionen weiter wirkten6 ten­
denziell zur Annahme durchrang, ein Krieg könne für beide Seiten ein »gerech­
ter Krieg« sein, vorausgesetzt, sie besaßen das grundsätzliche Recht zur Krieg­
führung, das ius ad bellum, handelten im guten Glauben an ihr subjektives
Recht und hielten sich an bestimmte formale Regeln, etwa bei der Eröffnung
der Feindseligkeiten. Immerhin hatte schon der spanische Jurist Balthasar
Ayala, der in den Niederlanden selbst die Funktion eines Militärrichters versah,
um 1580 die Ansicht vertreten, jeder souveräne Herrscher und seine Truppen
seien ein »gerechter« Feind (iustus hostis). Er war der Ansicht, »im Friedens­
schluß gehe es nicht mehr um Rechtsentscheidung (decisio) oder gar um Bestra­
fung' sondern um eine transactio, um einen Komprorniß zwischen zwei grund­
sätzlich gleichberechtigten Partnern über widerstreitende Machtansprüche. «7

In den Hintergrund trat damit der Bestrafungsgedanke, dessen Wiederbele­
bung erst durch das andere Kriegsverständnis des 20. Jahrhunderts, das den
Krieg zunehmend ächtet, sich allerdings gegenüber seiner Totalisierung oft
machtlos gezeigt hat, gefördert werden sollte. Auch so schien aber den meisten
zeitgenössischen Autoren des späten 16. und des frühen 17. Jahrhunderts eine
Ausdehnung der Feindseligkeiten auf die Zivilbevölkerung in einem erheblichen
Umfang noch durchaus legitim. Insbesondere galt dies für die systematische
Ausplünderung der Zivilisten, sei es, um dem Gegner Schaden zuzufügen oder
um die eigene Armee durch Plünderungen zu versorgen und ihre Soldaten bei
Laune zu halten. Vitoria hatte rundweg festgestellt, man dürfe im Krieg auch
Unschuldigen ihr Vermögen wegnehmen, ihre Ernte zerstören und ihr Vieh
töten, um auf diese Weise die wirtschaftlichen Ressourcen des Feindes zu ver­
nichten. Nur wenn der Krieg eindeutig ohne Plünderungen gewonnen werden
könne - ein Fall, den Vitoria offensichtlich für unwahrscheinlich hielt -, dann
sei es ein Unrecht, solche Plünderungen durchzuführen. An solchen Argumen­
ten hielt man noch lange, zum Teil bis weit ins 17. oder gar bis ins 18. Jahrhun­
dert fest. 8 So stellte etwa Alberico Gentili (1552-1608), ein an der Universität
Oxford lehrender italienischer Jurist protestantischen Glaubens, der sich ernst­
haft um eine Humanisierung der Kriegführung bemühte, um 1590 in seinen
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>Drei Büchern vorn Kriegsrecht< (De iure belli) lakonisch fest, daß der Sieger
selbstverständlich das Recht habe, dem Besiegten sein Eigentum zu nehmen.
Gentili teilte auch die verbreitete Ansicht, man dürfe im Krieg besetzte Städte
ihrer Kunstschätze berauben. Diese Auffassung, von der im Dreißigjährigen
Krieg etwa in Heidelberg die Bayern (zum Teil zugunsten der päpstlichen
Kunstsammlungen und Bibliothek) oder in Prag die Schweden ausgiebig
Gebrauch machten, blieb auch für die Praxis der Kriegführung auch im 20.
Jahrhundert noch maßgeblich oder wurde es wieder, wie der Zweite Weltkrieg
zeigen sollte - mag die völkerrechtliche Theorie heute auch andere Forderun­
gen aufstellen.9

Da schon das gelehrte Kriegsrecht Plünderungen billigte, war es nichts Unge­
wöhnliches, wenn die Praktiker des Krieges, die Soldaten, sich zu diesem Kriegs­
ziel offen bekannten. So trug eine kroatische Einheit, die im Dreißigjährigen
Krieg für den Kaiser focht, auf ihrer Fahne unter dem Bild eines Wolfes den
Wahlspruch: »Ich dürste nach Beute«.l0 Wenn die Kriegsartikel des 16. Jahrhun­
derts, d.h. die Strafgesetzbücher der Heere, das Plünderungsrecht der Soldaten
trotzdem einschränkten, so vor allem mit dem Ziel, den Verfall der militäri­
schen Disziplin und damit auch der Kampfbereitschaft zu vermeiden, der sich
unvermeidlich einstellte, wenn eine ganze Armee zu einer Horde beutegieriger,
plündernder Söldner wurde. Darüber hinaus ging es vor allem auch darum, die
Untertanen des Kriegsherrn vor Übergriffen zu schützen, denn in der Praxis des
Krieges wurde die Bevölkerung der eigenen Seite oft nicht viel besser behandelt
als die des Gegners. Nur im Einzelfall war auch der Schutz der gegnerischen
Zivilbevölkerung vorgesehen, so z.B. bei der Belagerung von Städten. Hier war
es zunächst allgemein anerkannter Brauch, die Bürger einer im Sturmangriff
genommenen Stadt auszuplündern, und auch Schlimmeres, nämlich die Garni­
son und eventuell auch die Zivilbevölkerung zu töten, war nicht ungewöhnlich.
Vitoria etwa hatte festgestellt, es sei legitim, eine Stadt zu plündern, ja schlimm­
stenfalls sogar sie niederzubrennen, um dem Gegner - als Terrormaßnahme ­
den Mut zum Kampf zu nehmen, obgleich er zugab, daß man damit einen Frei­
brief für die schlimmsten Grausamkeiten, für Vergewaltigungen, die Plünde­
rung von Kirchen und die Folterung von Zivilisten ausstelle.ll Spätere Autoren
sahen gerade diese Umstände als einen Grund an, die Plünderung von erober­
ten Städten überhaupt für unzulässig zu erklären, so der in den Niederlanden
lehrende, reformierte englische Theologe William Ames, der in den 1630er Jah­
ren in einer umfangreichen moraltheologischen, kasuistisch angelegten
Abhandlung solche Maßnahmen mit dem plausiblen Argument ablehnte, »in
such a pillage, there is no distinction set between the guilty and the innocent.« 12

Ames' Äußerung stellte freilich auch um 1640 noch eine Ausnahme dar. In
der Praxis gab es immerhin eine wesentliche Einschränkung des Plünderungs­
rechtes, nämlich im Fall der Kapitulation einer Stadt. Ergab sich die Besatzung
einer befestigten Stadt, bevor»Bresche geschossen« oder gesprengt worden war
oder der Sturmangriff begonnen hatte, konnte sie mit Schonung rechnen und
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auch eine Plünderung sollte unterbleiben. So stellte Gentili fest: »Captae quidem
diripiuntur urbes, deditae non diripiuntur« (Eroberte Städte werden geplün­
dert, durch Kapitulation genommene nicht), meinte allerdings, es sei dafür
gleichgültig, ob die Stadt im ersten Fall durch einen Sturmangriff oder die lang­
same Zerstörung der Befestigungen eingenommen worden sei, obgleich er
zugab, daß viele Zeitgenossen dies anders sähen. 13 Auch bei solchen Regelun­
gen standen allerdings zunächst sicherlich nicht humanitäre Regelungen im
Vordergrund, sondern eher der Wunsch, belagerte Garnisonen leichter zur
Kapitulation zu bewegen, während umgekehrt die Freigabe im Sturm genom­
mener Städte zur Plünderung die Belagerungsarmee beim Angriff anspornen
sollte. Allerdings waren zumindest die großen befestigten Städte als Wirt­
schaftszentren und Verkehrsknotenpunkte so wichtig, daß auch eine siegreiche
Armee in der Regel nicht daran interessiert sein konnte, daß sie in ihrer Funk­
tion beeinträchtigt wurden, so daß man es auch aus diesem Grunde oft vorzog,
sie gegen Zahlung einer allerdings oft erdrückend hohen »Brandschatzung« zu
verschonen. 14

Trotz der radikalen Kriegspraxis des 16. Jahrhunderts hatte Vitoria schon
um 1540 die Ansicht vertreten, man dürfe auch in einem gerechten Krieg keine
Kinder und Frauen töten, auch Geistliche sowie Reisende und Händler, die sich
nur zufällig im Lande des Feindes aufhielten, müsse man schonen. 15 Doch es
dauerte lange, bis solche Gedanken systematisiert wurden und sich zumindest
in der Theorie ansatzweise durchsetzten. Die schon erwähnte Abhandlung De
lure Belli von Alberico Gentili stellte Ende des 16. Jahrhunderts immerhin
einen wichtigen Schritt in diese Richtung dar. Gentili betonte eindrücklich, daß
das Kriegsgeschehen sich eigentlich auf die Kombattanten beschränken müsse,
auf jene, die bewaffnet seien. Solange insbesondere die bäuerliche Bevölkerung
nicht selbst zu den Waffen greife, müsse man sie verschonen, und damit war
nicht nur die Schonung ihres Lebens gemeint, sondern auch der Schutz ihrer
Lebensgrundlagen. Das hieß, daß bei Plünderungen ihr Ackergerät nicht zer­
stört und ihr Zugvieh nicht getötet oder gestohlen werden solle. 16 Tatsächlich
sahen die Kriegsartikel der Zeit, etwa die deutschen Reichskriegsartikel von
1570, zum Teil Strafen für die Zerstörung von Pflügen, von Mühlen und von
Backöfen für Brot vor. Hier spielte aber auch das Interesse der siegreichen
Armee eine Rolle, nicht die eigene Lebensgrundlage zu vernichten. 17

Trotz der sich zu Beginn des 17. Jahrhunderts abzeichnenden Bemühungen
zur Domestizierung des Krieges nahm allerdings auch noch die wohl berühm­
teste völkerrechtliche Abhandlung der Epoche - die drei Bücher De lure Belli
ac Pacis des Niederländers Hugo Grotius (1583-1645), die 1625 in Paris
erschienen - in den Fragen, die den Schutz der Zivilbevölkerung betrafen, eine
auf den ersten Blick recht ambivalente Haltung ein. Grotius hatte 1598 den
Doktorgrad der Rechtswissenschaft von der französischen Universität Orleans
erhalten, hatte aber auch Theologie, Geschichte und die alten Sprachen studiert.
1619 war er in seiner Heimat verhaftet worden, weil er politisch und konfes-
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sionell die Gegner einer Wiederaufnahme des Kampfes gegen Spanien und die
Kritiker des strikten Calvinismus unterstützt hatte, die in den Jahren 1618/19
Macht und Einfluß in der Republik der Niederlande verloren und nun rück­
sichtslos ausgeschaltet wurden. Während seiner zeitweiligen Haft - es gelang
ihm später, ins Ausland zu entkommen, wo er sich überwiegend in Frankreich,
zuletzt als schwedischer Gesandter in Paris, zeitweise aber auch in Hamburg
aufhielt - konzipierte er sein Hauptwerk Vom Recht des Friedens und des Krie­
ges. Dieses Werk stellt einen Versuch dar, in den Wirren einer Zeit, die durch
schwere konfessionelle Auseinandersetzungen geprägt war, die Basis für einen
neuen Grundkonsens zwischen den streitenden Parteien zu finden. Bestehende
Konflikte sollten, wenn etwa zwischen Staaten Kriege drohten, in geordnete
Bahnen gelenkt und einem System von Regeln unterworfen werden, das beide
Seiten anerkennen konnten. Der Grundkonsens mußte, so meinte Grotius, in
einem rationalen Naturrecht wurzeln. Dieses Naturrecht war von ihm bewußt
>minimalistisch< konzipiert. Gerade ein Minimum allgemeiner, relativ formaler
Regeln hatte eine bessere Chance, von allen Menschen anerkannt zu werden
und universale Geltung auch in der Praxis zu erlangen, als ein Naturrechtssy­
stem, das von Anfang an als Basis einer vollkommenen Gemeinschaft zwischen
den Menschen oder gar eines Idealstaates dienen sollte, wie dies für das tradi­
tionelle Naturrechtsdenken mit seinen Wurzeln in der antiken Philosophie zum
Teil galt.

Dieser Minimalismus ließ Grotius z.B. die universelle Geltung der Zehn
Gebote als göttliches und natürliches Recht verwerfen. Sie galten vielmehr sei­
ner Ansicht nach nur für die Juden. Es war zu offensichtlich, daß das Verbot
des Götzendienstes im Dekalog zur Basis von Strafmaßnahmen nicht nur gegen
Nicht-Christen, sondern auch gegen Katholiken werden konnte. Grotius war
im Hinblick auf die inneren Verhältnisse der Staaten ein entschiedener Befür­
worter der Toleranz. Innerhalb einer formalen Rechtsordnung sollte es jedem
Einzelnen überlassen bleiben, welcher konfessionellen Option er folgte. Hier
und auch in anderen Punkten war Grotius ein wichtiger Wegbereiter der
Moderne. 18

Das Völker- und Kriegsrecht des Niederländers war allerdings durch den
gleichen Minimalismus geprägt wie seine Deutung der innerstaatlichen Rechts­
verhältnisse. Grotius erörtert in seinem Werk die Möglichkeit, durch Friedens­
kongresse und vor allem durch eine zwischenstaatliche Schiedsgerichtsbarkeit
Konflikte zu regeln. Er betont, daß ein gerechter Krieg eigentlich immer nur der
Verteidigung dienen dürfe, aber er geht doch von einer Welt aus, in der es eben
kriegerische Konflikte gibt und in der es zunächst einmal primär darum geht,
diese in ihren Wirkungen zu begrenzen. Auch hier beschreitet er einen Weg, der
zum Teil recht ambivalente Resultate liefert.

Grotius analysiert im dritten Buch seines Werkes zunächst ausführlich, was
nach strikten Rechtsprinzipien in einem Kriege prinzipiell zulässig sei, und dort
fehlt zunächst kaum eine Grausamkeit und Barbarei. So betont er unter Beru-
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fung auf antike Beispiele ausdrücklich, daß jede Person, die sich im Land eines
Feindes aufhalte und unter dessen Herrschaft oder Schutz stehe, selbst als Feind
zu gelten habe und daher getötet werden könne. Wiederum mit Hinweis auf die
antiken Historiker verweist Grotius darauf, daß man auch Frauen und Kinder
im Krieg töten könne. Allerdings schildert er hier nur das strikte Naturrecht,
und seine Zitate aus der antiken Literatur tragen einen stark positivistischen
Charakter und lassen die eigene Ansicht des Autors zum Teil im Dunkeln. 19

In einem anderen Teil des dritten Buches seines De lure Belli ac Pacis betont
Grotius dann, es sei ihm zunächst nur darum gegangen festzulegen, was im
Kriege rein formalrechtlich erlaubt sei. >Erlaubt sein< heißt hier nur, daß auf ein
entsprechendes Handeln keine Strafe steht oder doch nicht vollstreckbar ist,
und das galt ja im 17. Jahrhundert in der Tat für sehr viele Kriegshandlungen,
zum Teil aber auch noch heute. Was straffrei sei, dürfe man aber nicht mit dem
Gerechten und Richtigen gleichsetzen. Die Maßstäbe dafür legt Grotius in den
späteren Abschnitten seines Werkes dar. Wenn er dort an Mäßigung und Milde
appelliert, so sind dies keine unverbindlichen moralischen Werte, sondern die
Prinzipien, nach denen sich das zwischen christlichen Staaten - welcher Kon­
fession auch immer geltende >freiwillige< Recht selber richten soll. Aus diesem
durch Gewohnheit, stillschweigende Übereinkunft und den Konsens der Völ­
ker konstituierten, nicht schon naturgegebenen Völkerrecht20 wäre allerdings
ein Strafrecht für die kriegführenden Parteien nicht ableitbar, ein solches bleibt
faktisch inexistent.21 Die Prinzipien Mäßigung und Milde, an denen sich die
christlichen Staaten zu orientieren haben, können aber letztlich doch univer­
selle Geltung beanspruchen und daher tendenziell auch für Nichtchristen gel­
ten, da Grotius im wahren Christentum nicht mehr, aber auch nicht weniger
sieht als die Vollendung einer allen Menschen gemeinsamen natürlichen Reli­
gion.22

Sich an diesen Prinzipien orientierend, verlangt Grotius etwa, man solle auch
das Leben von Feinden, die bedingungslos kapituliert hätten, schonen, wenn sie
sich nicht eines besonderen Verbrechens schuldig gemacht hätten, dazu könne
die bloße Hartnäckigkeit des Kampfes in einem an sich ehrenhaften Krieg aber
nicht gerechnet werden. Auch dürfe man Geiseln nicht töten, wenn sie nicht sel­
ber Verbrechen begangen hätten. Noch Gentili hatte hingegen das Recht bejaht,
Geiseln bei einer Vertragsverletzung zu töten, und Vitoria hatte ein knappes
Jahrhundert zuvor nur lakonisch festgestellt, daß Geiseln, die Kombattanten
seien, also Waffen getragen hätten oder auch nur waffenfähig seien, durchaus
hingerichtet werden könnten. Grotius setzt dem die Aussage entgegen, eine
Tötung von Geiseln könne man zwar als straflose Handlung betrachten, nicht
aber als »sündlos«, sie sei also eigentlich zu verdammen.23

Selbst das Recht, der Bevölkerung eines feindlichen Staates ihr Eigentum zu
nehmen, sucht Grotius nach Möglichkeit einzuschränken. Zulässig sei dies nur,
soweit damit - in Form von Reparationen - Forderungen des Siegers an den
besiegten Feind abgegolten würden. Auch hier gelte jedoch das Prinzip, daß
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»die Pflichten der Liebe weiter [gehen] als die Regeln des Rechts«. Daher for­
dere »die Menschlichkeit, daß man denen, die den Krieg nicht verschuldet
haben und nur als Bürger haften, die Sachen läßt, welche man eher als sie ent­
behren kann«.24

Heinz Duchhardt hat Grotius' Position mit den Worten umrissen:

»Bei aller Sprunghaftigkeit und auch logischer Inkonsequenz, die Grotius den
Kriegsparteien eine beachtliche Willkür bis hin zur Wegnahme von Privatei­
gentum [... ] konzedieren läßt, ist der niederländische Jurist vor allem darin
wegweisend geworden, daß er den gewissermaßen neben den im wesentlichen
friedlich lebenden Völkern agierenden Söldnerheeren die Rolle der Kriegsträ­
gerschaft zuweist, also den Krieg vom sonstigen öffentlichen Leben scharf zu
trennen sucht. «25

Ob Grotius' Werk in seiner eigenen Epoche zu einer wirklichen Humanisierung
des Kriegsrechts beigetragen hat, ist allerdings umstritten, und noch zweifelhaf­
ter ist, ob sich unter dem Einfluß seiner Schriften und der anderer Theoretiker
auch die Kriegspraxis in dieser Zeit änderte.

III. Die Kriegswirklichkeit - Im Hinblick auf die Behandlung der Zivilbevölke­
rung in den Kriegen des frühen 17. Jahrhunderts sind drei Ebenen zu unter­
scheiden: Die des gelehrten Kriegsrechtes, für die hier vor allem die Abhand­
lungen von Gentili und Grotius Beispiele lieferten; ferner die des in den einzel­
nen Heeren faktisch geltenden Kriegsrechtes, also der Kriegsartikel; und
schließlich die Ebene der Kriegswirklichkeit. Festzustellen ist, daß nicht nur eine
Diskrepanz zwischen den Kriegsartikeln und den Abhandlungen der Juristen
bestand, sondern daß auch die Anwendung des manche Brutalitäten zulas­
senden positiven Kriegsrechtes eine zweifelhafte Angelegenheit blieb. Ein
wesentlicher Grund für die Ausschreitungen gegen die Zivilbevölkerung im frü­
hen 17. Jahrhundert war das in dieser Epoche vorherrschende System der
Kriegsfinanzierung. Nur wenige Staaten verfügten über ausreichend eigene,
durch Steuern oder durch Kredite mobilisierte Finanzmittel, um ihre Armeen
vollständig selber zu finanzieren. Ausnahmen hiervon bildeten die Niederlande
und zu Anfang des Dreißigjährigen Krieges mit Einschränkungen auch Spanien
sowie unter den deutschen Territorien das mit den zur katholischen Liga gehö­
renden Fürstentümern verbündete Herzogtum Bayern. Die anderen Staaten
mußten zur Finanzierung ihrer Heere von Anfang an weitestgehend auf das
System des »Kriegsunternehmertums« zurückgreifen, das freilich auch die vor­
her genannten, verhältnismäßig finanzkräftigen Staaten in gewissem Umfang
anwandten, wenn hier auch die Kontrolle durch den kriegführenden Staat min­
destens anfänglich stärker blieb.

Die Institution des Kriegsunternehmertums implizierte, daß finanzkräftige
oder unter Umständen auch nur kreditwürdige Söldnerführer die Aufstellung
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einer militärischen Einheit, etwa eines Regimentes, manchmal aber auch gan­
zer Heeresteile oder einer kompletten Armee - wie im Falle des bekanntesten
Kriegsunternehmers der Epoche, des mährischen Adligen Albrecht von Wallen­
stein - vorfinanzierten. Der spätere Unterhalt und die Rückerstattung der Auf­
stellungskosten erfolgten dann oft in großem Umfang durch Kontributionen,
die während der Kriegshandlungen in den Stationierungsgebieten der Truppen
erhoben wurden. Im Idealfall wurde die Funktionsfähigkeit dieses Systems
dadurch gewährleistet, daß man feindliche Provinzen besetzte. Gelang dies
nicht, oder waren diese Provinzen auf Grund der Wirkungen des Krieges bereits
nicht mehr leistungsfähig genug, entstanden freilich Schwierigkeiten. Die Sol­
daten erhielten keinen Sold und keine ausreichende Verpflegung, die Komman­
deure und Inhaber der Regimenter und anderer Einheiten sahen sich um den
Profit gebracht, den sie sich von ihrer >unternehmerischen Investition< bei Auf­
stellung der Truppen versprochen hatten. Die Folge waren unkontrollierte Plün­
derungen, und dies nicht nur in Feindesland, sondern auch in befreundeten Ter­
ritorien oder in der Heimat, wenn die Truppen dort stationiert waren. Davon
profitieren sowohl die Soldaten als auch die Offiziere, die auch dann, wenn sie
nicht selbst plünderten, doch in der Regel einen festen und nicht geringen Anteil
der Beute erhielten.26

Ein amerikanischer Militärhistoriker hat in diesem Zusammenhang geradezu
von einer »tax of violence« gesprochen, einer in Form gewaltsamer Ausschrei­
tungen der Truppen erhobenen Abgabe. Man könnte auch von den sozialen
Kosten der Kriegführung sprechen, die eine Folge der unzureichenden direkten
fiskalischen Finanzierung des Militärs waren.27 Von diesen Begleiterscheinun­
gen des Systems waren fast alle kriegführenden Staaten berührt, aber unter den
größeren Mächten insbesondere die französische Armee, weil es offiziell deren
Offizieren nicht gestattet war, auf eigene Faust Kontributionen zum Unterhalt
ihrer Truppen zu erheben (was sie zu um so umfangreicheren inoffiziellen,
rechtlich nicht regulierten Plünderungen trieb), und weil es den Truppen des
französischen Königs während des Dreißigjährigen Krieges nur langsam gelang,
über die Grenzen des eigenen Landes hinauszudringen. Auch dort, wo dies der
Fall war, wurde ein Teil der Truppen doch meist im Spätherbst in Winterquar­
tiere im Landesinneren oder an den Grenzen zurückverlegt. Die Folgen waren
gravierend. Obwohl nur wenige französische Provinzen zwischen 1635 und
1659, als das Land offiziell gegen Spanien Krieg führte, von feindlichen Hee­
ren verwüstet wurden, hatten vor allem die Grenzprovinzen, in denen die
königlichen Truppen einquartiert wurden, schwere demographische Verluste zu
verzeichnen und wurden so ausgeplündert, daß sie auf Jahre hinaus verarmten.

Mit den Plünderungen gingen oft andere Ausschreitungen, insbesondere
Vergewaltigungen von Frauen, Hand in Hand. Sie lassen sich zum Teil aus dem
allgemeinen Zusammenbruch der Disziplin erklä:.ren, der eine notwendige Folge
unzureichender oder ganz ausbleibender Bezahlung und Versorgung der Söld­
ner war. Zum Teil hatte die Drohung mit Vergewaltigungen auch den Zweck,
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hohe Zahlungen von der Zivilbevölkerung zu erpressen. Erfolgten diese nicht,
wurde die Drohung in die Tat umgesetzt, manchmal freilich auch trotz gelei­
steter Zahlungen. Die Massenvergewaltigungen, für die es in der Epoche des
Dreißigjährigen Krieges viele Zeugnisse gibt, sind jedoch wohl auch ein Symp­
tom des tiefen gegenseitigen Hasses zwischen Soldaten und Zivilisten, der vor­
herrschte, obgleich die einfachen Soldaten ja in der Regel selbst ursprünglich
Bauern, Handwerker oder Tagelöhner gewesen waren. Dennoch, die Zivilisten
sahen - mit Recht - nicht nur fremde, sondern auch eigene Soldaten als Bedro­
hung an und verachteten sie meist als bewaffnete Herumtreiber, die außerhalb
der hergebrachten Ordnung der städtischen und ländlichen Gesellschaft stan­
den. Verachtung und Haß wurden von den Soldaten erwidert, insbesondere
dann, wenn sie selber materielle Not litten, während die Zivilisten sich immer
noch eines relativen Wohlstandes erfreuten. Vergewaltigungen sollten daher die
Zivilbevölkerung wohl auch demütigen, nicht nur die Frauen, sondern auch
ihre Männer und Brüder.28

Wenn schon die eigene Bevölkerung vor den Ausschreitungen der Truppen
nicht sicher war, wobei freilich im französischen Fall die schlimmsten Vorfälle
sich während innerer Unruhen, etwa während der Fronde zwischen 1648 und
1653, ereigneten, so galt das natürlich erst recht für die Bevölkerung feindli­
cher Provinzen. Religiöser Fanatismus dürfte hingegen bei den Ausschreitun­
gen gegen Zivilisten eher eine untergeordnete Rolle gespielt haben, selbst in
Phasen des Dreißigjährigen Krieges, die stark durch konfessionelle Gegensätze
bestimmt waren. Aber in Deutschland waren sowohl die Truppen des Kaisers
als auch die Bayerns, die beide für spezifisch katholische Ziele eingesetzt wur­
den, gemischt-konfessionell zusammengesetzt, durchaus unter Einschluß des
Offizierskorps und der Generalität,29 und ähnliches galt für die meisten Heere
der Epoche. Die Spannungen zwischen Soldaten und Zivilisten konnten aller­
dings durch ethnisch-kulturelle Gegensätze verschärft werden. Einheiten, in
denen überwiegend Nicht-Deutsche dienten, waren im Reich meist besonders
gefürchtet und verhaßt. Hier mögen ethnisch motivierte Vorurteile eine Rolle
gespielt haben, aber auch in der Praxis werden schon allein die Schwierigkei­
ten bei der sprachlichen Verständigung die ohnehin schon schlechten Beziehun­
gen zwischen Soldaten und Bevölkerung weiter belastet haben. So wurde in der
eingangs erwähnten pommerschen Eingabe auch darüber Beschwerde geführt,
daß im Lande ausländische, vor allem italienische Offiziere das Kommando
führten und daß daher »die Commandeurs der Betrückten Weheklagen nicht
vernehmen [... ] können«, denn in Pommern spreche kaum jemand italienisch.3o

Vom Sprachproblem abgesehen, galten Truppen, die in den Grenzgebieten zum
osmanischen Reich und zu seinen Klientelstaaten rekrutiert worden waren, wie
Kroaten und Kosaken, als besonders grausam. Dies wohl nicht ganz zu
Unrecht, da in den Heimatländern dieser Einheiten ein besonders rücksichtslo­
ser Kleinkrieg jenseits selbst der elementarsten Regeln des Kriegsrechtes geführt
wurde.
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Nur selten scheint man allerdings zwischen 1618 und 1648 ein ganzes
Kriegsgebiet im Sinne einer Taktik der >verbrannten Erde< systematisch verheert
zu haben, um dem Gegner die Möglichkeit zur Versorgung seiner Truppen zu
nehmen oder um die Zivilbevölkerung durch Terror in Schach zu halten, wo dies
notwendig erschien. Allerdings wandten offenbar die französischen Truppen
eine solche Taktik in den 1630er Jahren im besetzten Lothringen zeitweilig an.
Der offenbar beträchtliche Widerstand der Bevölkerung gegen die Besetzung
und die für die Franzosen recht prekäre militärische Situation mag dieses Vor­
gehen provoziert haben. 31 Die vielleicht eindringlichsten Schilderungen der
Schrecken des Krieges aus dieser Epoche in der Kunst, die Zeichnungen und
Stiche von Jacques Callot, stellen jedenfalls das Kriegsgeschehen in Lothringen
dar. Ob auch die Schweden eine ähnliche Methode bei ihren Einfällen in Bayern
1632 und 1646-48 anwandten, ist umstritten. Während der späten 1640er
Jahre war die Versorgungssituation schon so schwierig geworden, daß schon
die bloße Anwesenheit von mehreren Tausend oder gar 10.000 Soldaten und
ihres Anhanges (Troß, Familien - viele Soldaten waren verheiratet - Marketen­
derinnen etc.) reichte, um ein Land dauerhaft zu ruinieren. Ein Ruin dieser Art
entsprach allerdings durchaus den Zielen Schwedens beim Einmarsch in Bayern,
auch wenn es nach neueren Forschungen kaum systematische Aktionen zur
Verwüstung des Herzogtums gegeben haben mag.32

Auch dort, wo eine Region nicht systematisch verwüstet wurde, konnte
schon die bloße Einquartierung von Truppen einem Dorf oder einer Stadt den
Ruin bringen. So beschwerte sich der Rat der Stadt Osnabrück Ende der 1620er
Jahre bei dem ligistischen General Tilly, die Einquartierung von Truppen in der
Stadt habe schon eine »extrema desperatio« unter den Bürgern herbeigeführt,
so daß viele die Stadt verlassen hätten oder sich zur Auswanderung anschick­
ten, »dadurch dan diese guete alte Statt zur total desolation notwendig gepracht
werden« würde.33 Dabei konnte Osnabrück sich im Vergleich zu anderen Städ­
ten noch glücklich schätzen. Magdeburg wurde im Mai 1631 nach langer Bela­
gerung von ligistisch-kaiserlichen Truppen im Sturm genommen. Daß die Stadt
in solchen Fällen zur Plünderung freigegeben wurde, war, wie bereits betont,
nicht ungewöhnlich. In diesem Falle kam es jedoch zu einem regelrechten Blut­
bad unter der Zivilbevölkerung, dessen Folgen dadurch verstärkt wurden, daß
in der Stadt ein Feuer ausbrach, das sie in kurzer Zeit vollständig zerstörte und
vielen Menschen, die sich in den Kellern ihrer Häuser versteckt hatten oder aus
anderen Gründen vor dem Brand nicht mehr fliehen konnten, den Tod brachte.
Die Zahl der Todesopfer wird einschließlich der gefallenen und umgebrachten
protestantischen Soldaten auf etwa 20.000 geschätzt. Es ist durchaus möglich,
ja wahrscheinlich, daß das Feuer, das Magdeburg zerstörte, im Chaos der Plün­
derungen unabsichtlich entstand und nicht systematisch gelegt wurde. Dennoch
waren bereits die Zeitgenossen, wenigstens diejenigen, die sich mit den Opfern
und nicht mit den Tätern identifizierten, von diesem Massaker schockiert. Bis­
lang noch neutrale protestantische Fürsten sahen sich nicht zuletzt durch die
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Bluttat von Magdeburg bewogen, ihre abwartende Haltung aufzugeben und
sich dem König von Schweden, der die Schutzherrschaft über die deutschen
Protestanten beanspruchte - ohne freilich der belagerten Stadt zur Hilfe geeilt
zu sein - anzuschließen.

Keinen Zweifel kann es geben, daß auch außerhalb der politisch-sozialen
Führungsschicht der Fall Magdeburgs Aufsehen erregte. Dafür sorgten schon
die zahlreichen, oft illustrierten Flugblätter, die diese Katastrophe für das pro­
testantische Deutschland weithin bekannt machten. Nach >Magdeburg< brach
die durchaus noch lebendige Loyalität mancher Protestanten gegenüber dem
Kaiser endgültig zusammen. In vielen Volksliedern wurde der Kaiser nun als
Feind des Reiches, das ihm anvertraut war, dargestellt. So hieß es in einem die­
ser Lieder: »0 Schmach und Schande, Kaiser Dir, daß Du es konntest dulden,
was deutschen Landes Edelzier erlitten ohn Verschulden! «34 In einem anderen
Lied wurde dem Zerstörer Magdeburgs, Tilly, auf Plattdeutsch Vergeltung
angedroht: »Gott werde äver di schicken den Lown van Mitternacht [Gustav
Adolf]. De werd di ängsten un drücken, und thon wie Du's gemacht.«35 Solche
Äußerungen machen deutlich, daß auch in einer Epoche, die an mancherlei bar­
barische Exzesse gewöhnt war, der Untergang einer großen Stadt mit der Mehr­
heit ihrer Bürger immer noch Aufsehen erregte und selbst dann, wenn die
Gewalttaten der Sieger formal durch das Kriegsrecht gedeckt waren, ein Poli­
tikum darstellte, das durchaus, wie in diesem Fall, den Lauf des Krieges beein­
flussen konnte.

Auf der Seite der Sieger wurde allerdings die Zerstörung Magdeburgs, die in
dieser Dimension im Dreißigjährigen Krieg trotz aller Grausamkeiten der Zeit
eher eine Ausnahme war, im nachhinein bestenfalls als politischer Fehler gese­
hen. Unmittelbar nach der Einnahme der Stadt hatte der Papst dem siegreichen
Feldherrn, dem Grafen Tilly, noch dazu gratuliert, daß er »seine siegreichen
Hände im Blute der Sünder habe waschen« können.36 Auch wenn sich dieser
Satz an einen alttestamentarischen Rachepsalm anlehnte,37 zeigt er doch, mit
welcher Gleichgültigkeit Menschenverluste -letztlich von beiden Seiten, auch
wenn hier das Beispiel ein katholisches ist - hingenommen wurden, wenn sie
zum Sieg der eigenen, vermeintlich gerechten Sache beitrugen. In diesem Fall
kam hinzu, daß aus katholischer Sicht Magdeburg eine Hochburg der Rebel­
len gegen den rechtgläubigen Kaiser war, und Rebellen hatten den Untergang
doppelt verdient.

In einem Krieg, der an unmenschlichen Exzessen reich war, auch wenn - dies
verdient noch einmal wiederholt zu werden - die zahlreichen Todesopfer des
Krieges meist nicht direkt auf die Gewalttaten, sondern eher auf den Zusam­
menbruch der Landwirtschaft und auf Krankheiten zurückzuführen waren,
stellte die Zerstörung Magdeburgs einen Tiefpunkt dar. Dennoch gab es schon
während des Krieges Versuche, die Kriegführung in geregeltere Bahnen zu len­
ken. Ein Beispiel dafür sind die sogenannten Kartelle, die den Austausch von
Kriegsgefangenen regelten. Zu Anfang des Krieges mußte noch jeder gefangene
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Soldat oder Offizier selber für das Lösegeld aufkommen, dessen Zahlung in der
Regel eine Voraussetzung für seine Freilassung war. Gemeine Soldaten wurden
freilich oft ohnehin einfach in das Heer des Siegers eingereiht oder ohne Löse­
geld freigelassen. Letzteres brachte für sie freilich die Gefahr mit sich, daß sie,
etwa auf dem Weg in die Heimat, bei nächster Gelegenheit einer Schar von Bau­
ern zum Opfer fielen, die nur allzu gern Rache an der verhaßten Soldateska
nahmen und die verstreuten Soldaten ihrerseits ausplünderten oder einfach tot­
schlugen. Offiziere wurden in aller Regel ohnehin nur gegen Zahlung von Löse­
geld freigelassen. Mit dem Abschluß der Kartelle übernahmen nun die Kriegs­
herren, die kriegführenden Staaten, diese Zahlungen, deren Höhe zugleich nach
dem Rang der Gefangenen reguliert wurde. Dies brachte den Offizieren ein
höheres Maß an Sicherheit, nahm ihnen allerdings auch die Möglichkeit, durch
die Gefangennahme feindlicher Kommandeure Profit zu machen.38

Die Kartelle zum Austausch von Gefangenen zeigen die langsame Zurück­
drängung des >privaten< Kriegsunternehmertums während des Krieges, der
zunehmend >verstaatlicht< wurde, auch wenn dieser Prozeß selbst im 18. Jahr­
hundert noch nicht ganz abgeschlossen war. Immerhin gab es auch bei der Erhe­
bung von Kontributionen, zumindest in jenen Teilen Deutschlands, die von kai­
serlichen oder pro-kaiserlichen Truppen kontrolliert wurden, Tendenzen, ein
gewisses Maß an Rechtssicherheit für die Zivilbevölkerung zu schaffen. Dies
brachte in der Praxis aber sicherlich nur eine begrenzte Erleichterung der zu tra­
genden Lasten. Während jedoch Feldherren wie Wallenstein in den späten
1620er Jahren noch mehr oder weniger nach Gutdünken Abgaben für den
Unterhalt ihrer Truppen in besetzten Gebieten erhoben hatten, gab es seit 1635
- in diesem Jahre schloß der Kaiser mit den meisten protestantischen deutschen
Fürsten Frieden - Reichs- und Kreisabschiede oder Beschlüsse des Kurfürsten­
rates, die die Höhe der Kontributionen festlegten. Damit war für die Kriegs­
steuern, die vom Heer des Kaisers und seiner Verbündeten erhoben wurden,
zumindest ein gewisser Rahmen gesetzt, der allzu große Willkürakte ein­
dämmte.39

Dennoch gelang es erst in den Jahrzehnten nach 1648 durch die Aufstellung
stehender Heere, die weitaus stärker als die zusammengewürfelten Söldnerscha­
ren des Dreißigjährigen Krieges unter staatlicher Kontrolle standen, die Grund­
lagen für eine bessere militärische Disziplin zu legen. Nun wurden auch Steuer­
und Kreditsysteme aufgebaut, die eine leidlich ausreichende Finanzierung der
Kriegführung im Konfliktfall zumindest für eine gewisse Reihe von Jahren
erlaubten. Damit entfiel ein wichtiger Grund für regellose Plünderungen. Vor
den stärker professionalisierten Heeren des späten 17. und des 18. Jahrhunderts
war zumindest die eigene Zivilbevölkerung der kriegführenden Staaten einiger­
maßen sicher. Aber auch die Beziehungen zwischen den Heeren und der Bevöl­
kerung feindlicher Provinzen waren im 18. Jahrhundert in der Regel nicht mehr
ganz so spannungsgeladen wie im frühen 17. Jahrhundert oder zum Teil noch
während der Kriege Ludwigs XIV. zwischen 1672 und 1714, als vor allem
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Frankreich zu einer Taktik der >verbrannten Erde< und der systematischen Ver­
wüstung ganzer Landstriche seine Zuflucht nahm.

In jedem Fall blieb die stärkere staatliche Kontrolle über die Kriegführung ein
ambivalenter Vorgang, denn auf diese Weise verfügten die Staaten des 18. Jahr­
hunderts auch über ein weitaus größeres Gewaltpotential als die kriegführen­
den Mächte früherer Epochen. Wenn dieses Gewaltpotential zwischen 1715
und 1792 in aller Regel mit einer gewissen Zurückhaltung eingesetzt wurde,
obwohl auch in dieser Epoche die Bevölkerungsverluste während längerer mili­
tärischer Auseinandersetzungen in den unmittelbar betroffenen Regionen
erheblich blieben,40 so war dies auch dem nunmehr bestehenden Gleichgewicht
der Mächte zu verdanken, das regelrechte Vernichtungskriege relativ unwahr­
scheinlich machte, auch wenn etwa der Siebenjährige Krieg von 1756 bis 1763,
in dem sich Preußen und England auf der einen und Österreich mit seinen Ver­
bündeten auf der anderen Seite gegenüberstanden, hier eine partielle Ausnahme
darstellen mochte. Als die regulierenden Mechanismen des Konzerts der euro­
päischen Mächte jedoch versagten - nach der Französischen Revolution und
erneut zu Beginn des 20. Jahrhunderts -, entfaltete das geballte Reservoir an
militärischer Macht, über das die europäischen Staaten nunmehr verfügten,
eine um so katastrophalere zerstörerische Wirkung, die sich jedenfalls in der
ersten Hälfte unseres Jahrhunderts auch durch kein Kriegsrecht mehr eindäm­
men ließ und deren Kanalisierung zumindest in direkten Auseinandersetzungen
zwischen Staaten, die über ein größeres Arsenal an nuklearen Waffen verfügen,
auch heute nur schwer vorstellbar ist.41
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